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Drucksache VI/1061 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Jacobi (Marl) r Fritsch, Dr. Rutschke 

und Genossen 


betr. Zahlung von Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen an Deutsche in den unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten 


Nach den derzeitigen Ruhensvorschriften der §§ 1317 ff. der 
Reichsversicherungsordnung, §§ 96 ff. des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes, §§ 107 ff. des Reichsknappschaftsgesetzes ruhen 
die Renten von Deutschen, die in den unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten ihren Wohnsitz haben. Die 
Bundesregierung ist allerdings ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates unter bestimmten Voraussetzungen auch an diesen 
Personenkreis Rentenzahlungen zuzulassen; wegen verschiede- 
ner Schwierigkeiten, vor allem auf zahlungstechnischem Gebiet, 
hat sie hiervon jedoch noch keinen Gebrauch gemacht. Dieser 
u. a. in einer Reihe von Petitionen gerügte Zustand erscheint 
unbefriedigend. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hatte bereits in einer Stellungnahme vom 10. Januar 1968 
gegenüber dem Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages 
(Az. IV b 4 - 4196 - Badu 67) erklärt, daß die Bundesregierung 
bemüht sei, die noch offenen rechtlichen und finanziellen Fragen 
intern und danach mit den in Betracht kommenden Staaten zu 
klären und sodann eine politische Entscheidung herbeizuführen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, sich mit Nachdruck darum 
zu bemühen, daß Renten aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen auch an Deutsche in den unter fremder Ver- 
waltung stehenden deutschen Ostgebieten ausgezahlt wer- 
den können? 

2. Bis wann glaubt die Bundesregierung eine entsprechende 
Verordnung erlassen zu können? 
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3. Wie viele Rentner würden schätzungsweise durch eine der- 
artige Regelung in den Genuß einer Rente kommen? 

4. Wie hoch wäre voraussichtlich die finanzielle Belastung der 
Rentenversicherungsträger? 
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